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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Im Namen des Volkes 

Urteil 

in dem Rechtsstreit 

Verkündet am 
6. Mai 2004 
 
 
 
 
 

Az:  B 4 RA 52/03 R 

 

 

 
.........................., 
 
 

Klägerin und Revisionsklägerin, 
 
Prozessbevollmächtigte:   ..................................., 

 
 
 
 
 

 
 

g e g e n 
 
 
Bundesversicherungsanstalt für Angestellte  
- Versorgungsträger für die Zusatzversorgungssysteme -, 
Hirschberger Straße 4, 10317 Berlin, 
 

Beklagte und Revisionsbeklagte. 
 
 

Der 4. Senat des Bundessozialgerichts hat auf die mündliche Verhandlung vom  

6. Mai 2004 durch den Vorsitzenden Richter   Dr.  M e y e r ,   die Richter 

H u s m a n n   und   Dr.  K n ö r r   sowie die ehrenamtlichen Richter 

J u n g w i r t h   und   O s t e r  

für Recht erkannt:  

 

Auf die Revision der Klägerin wird das Urteil des Sächsischen Landessozialgerichts  

vom 3. September 2003 aufgehoben. Der Rechtsstreit wird zur erneuten Verhandlung 

und Entscheidung an dieses Gericht zurückverwiesen.  
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G r ü n d e : 

 

I 

 

Streitig ist, ob der beklagte Zusatzversorgungsträger für die Klägerin bezogen auf den 

Zeitraum vom 1. Januar 1981 bis zum 30. Juni 1990 (weitere) Zeiten der Zugehörigkeit 

zur zusätzlichen Altersversorgung der technischen Intelligenz (AVItech) und die daraus 

erzielten Arbeitsentgelte festzustellen hat.  

 

Die Klägerin hatte seit 1968 in der DDR die Berechtigung, den Titel einer Diplom-Ingeni-

eurin zu führen. Sie arbeitete von September 1971 bis Mai 1974 als Vorbereitungsingeni-

eurin beim Rat der Stadt L.     , Hauptplanträger; in dieser Zeit war sie in die freiwillige 

zusätzliche Altersversorgung für Mitarbeiter des Staatsapparates (AVSt) einbezogen und 

sodann nach den Regeln dieses Versorgungssystems aus diesem ausgeschieden, als 

der Arbeitsvertrag aufgehoben wurde; von Juni 1974 bis Dezember 1980 war sie als 

Projektingenieurin beim VE Kombinat für Baureparaturen und Rekonstruktion L.        

beschäftigt. Für diese Zeiträume hat die Beklagte Zugehörigkeitszeiten, daraus erzielte 

Entgelte und Arbeitsausfalltage gemäß § 8 des Anspruchs- und Anwartschaftsüberfüh-

rungsgesetzes (AAÜG) festgestellt.  

 

Von Januar 1981 bis zum 30. Juni 1990 war die Klägerin als Projektingenieurin beim VEB 

Denkmalpflege L.        beschäftigt. In der DDR ist sie nach Mai 1974 in kein Versor-

gungssystem einbezogen worden.  

 

Mit Bescheid vom 30. Oktober 2000, bestätigt durch den Widerspruchsbescheid vom 

7. Februar 2001, lehnte die Beklagte (ua) den Antrag der Klägerin ab, für sie im Zeitraum 

vom 1. Januar 1981 bis zum 30. Juni 1990 Zugehörigkeitszeiten zur AVItech festzustel-

len; sie habe zwar als Diplomingenieurin im VEB Denkmalpflege Beschäftigungen von 

entsprechender Qualität verrichtet; sie sei aber nicht in einem Produktionsbetrieb oder 

gleichgestellten Betrieb beschäftigt gewesen.  

 

Das SG Leipzig hat die Klagen mit Urteil vom 2. Oktober 2002 abgewiesen. Der VEB 

Denkmalpflege L.           habe in der DDR nicht dem Wirtschaftsbereich der Industrie und 

des Bauwesens angehört, sondern dem der Kultur. Er sei dem Rat der Stadt L.        , 

Abteilung Kultur, und dem Ministerium für Kultur unterstellt und damit anders als sein 

Vorgänger, das VE Kombinat für Baureparaturen und Rekonstruktion L.      , nicht dem 

Rat der Stadt L.       , Stadtbauamt, untergeordnet gewesen.  

 

Das Sächsische LSG hat die Berufung der Klägerin durch Urteil vom 3. September 2003 

zurückgewiesen und ausgeführt: Das AAÜG sei nicht anwendbar, weil die Klägerin zum 

1. August 1991 entgegen § 1 Abs 1 AAÜG weder eine wirkliche noch eine fiktive Versor-
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gungsberechtigung gehabt habe. Der Versorgungsträger habe auch im Ablehnungsbe-

scheid keine Erklärung über das Bestehen einer solchen Berechtigung abgegeben. Die 

Voraussetzungen für eine fiktive Einbeziehung in die AVItech auf Grund einer verfas-

sungskonformen erweiternden Auslegung des § 1 Abs 1 AAÜG lägen nicht vor, weil die 

Klägerin die betriebliche Voraussetzung nicht erfülle. Der VEB Denkmalpflege L.        sei 

kein Produktionsbetrieb der Industrie oder des Bauwesens gewesen. Ein "volkseigener 

Produktionsbetrieb" iS der zum 1. August 1991 nach Bundesrecht gültigen Regelung des 

§ 1 Abs 2 der 2. Durchführungsbestimmung (2. DB) zur Verordnung über die zusätzliche 

Altersversorgung der technischen Intelligenz in den volkseigenen und ihnen gleichge-

stellten Betrieben (VO-AVItech - vom 17. August 1950 <GBl S 844>) vom 24. Mai 1951 

(GBl Nr 62 S 487) liege nur vor, wenn der VEB erstens organisatorisch dem industriellen 

Produktionssektor der DDR-Planwirtschaft zugeordnet war, und zweitens als Hauptzweck 

die industrielle Fertigung, Fabrikation, Herstellung bzw Produktion von Sachgütern ver-

folgte; Gleiches gelte für einen VEB-Produktionsbetrieb im Bauwesen. Ein VEB-Produkti-

onsbetrieb des Bauwesens iS der 2. DB könne daher nur vorliegen, wenn der Betrieb als 

seinen Hauptzweck Bautätigkeiten ausgeführt habe. Der Arbeitgeber der Klägerin sei 

aber - anders als sein Vorgänger - dem Rat der Stadt L.        , Kultur, und dem Ministe-

rium für Kultur untergeordnet gewesen. Dies ergebe sich nicht nur aus dem Antrag auf 

Eintragung in das Register der volkseigenen Wirtschaft vom 8. Dezember 1977, sondern 

auch aus der Verfügung des Ministeriums für Kultur vom 14. April 1977 Nr 8, die das 

Statut der "Produktionsleitung Denkmalpflege" betroffen habe. Gemäß § 1 der Verfügung 

sei die "Produktionsleitung Denkmalpflege" das wirtschaftsleitende Organ der VEB 

Denkmalpflege im Verantwortungsbereich des Ministeriums für Kultur gewesen. Der 

"Produktionsleitung Denkmalpflege" seien VEB Denkmalpflege unterstellt worden. Durch 

diese Unterstellung habe der VEB Denkmalpflege L.       nicht zum Ministerium für Bau-

wesen oder zu einem der acht Industrieministerien gehört. Unter diesen Bedingungen 

hätten die VEB Denkmalpflege Restaurierungs- und Erhaltungsmaßnahmen durchführen, 

traditionelle Handwerkstechniken fördern und bewahren sowie kultur- und kunsthistorisch 

wertvolle bauliche Altsubstanz unter der Federführung des Ministeriums für Kultur erhal-

ten müssen.  

 

Demgegenüber habe "nach dem Vortrag der Klägerin" ein nicht unerheblicher Teil der 

Aufgaben allgemeine Planungs- und Ausführungsarbeiten im Bereich von modernen Ab-

bruch- und Neubauvorhaben umfasst, die dem eigentlichen, im herkömmlichen Sinn ver-

standenen Baubereich zuzuordnen seien. Im Verhältnis zu "echten" volkseigenen Pro-

duktionsbetrieben des (modernen) Bauwesens der DDR, die ausschließlich Neubauvor-

haben durchführten und auch nur hierfür die technischen Voraussetzungen besaßen, 

habe der VEB Denkmalpflege L.        somit eine Zwischenstellung eingenommen. Des-

halb komme es entscheidend darauf an, welchem staatlichen Leitungsorgan der Be-

schäftigungsbetrieb unterstellt gewesen sei. Außerdem sei der VEB Denkmalpflege L.    -

    kein gleichgestellter Betrieb iS von § 1 Abs 2 der 2. DB und keine Einrichtung iS der 
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Verordnung über die Altersversorgung der Intelligenz an wissenschaftlichen, künstleri-

schen, pädagogischen und medizinischen Einrichtungen der DDR (AVIwiss) vom 12. Juli 

1951 (GBl Nr 85 S 675 <geändert durch Verordnung vom 13. Mai 1959 GBl I S 521>) 

gewesen.  

 

Die - vom LSG zugelassene - Revision rügt sinngemäß eine Verletzung der §§ 1 Abs 1, 5 

und 8 AAÜG. Die Frage, ob der VEB Denkmalpflege L.        ein Produktionsbetrieb des 

Bauwesens gewesen sei, habe das Berufungsgericht falsch beantwortet. Es sei rechts-

fehlerhaft, als entscheidendes Kriterium auf das Unterstellungsverhältnis abzustellen. 

Außerdem sei der VEB Denkmalpflege L.        gerade nicht der "Produktionsleitung 

Denkmalpflege" unterstellt gewesen, der nur die VEB Denkmalpflege Berlin, Dresden, 

Halle, Erfurt und Schwerin untergeordnet gewesen seien. Die "Denkmalpflege-Entschei-

dung" des BSG vom 18. Dezember 2003 habe die VEB Denkmalpflege Schwerin betrof-

fen. Nach der Rechtsprechung des BSG komme es grundsätzlich auf eine Einzelfallprü-

fung bei jedem VEB an; diese sei vom LSG nicht durchgeführt worden. Der VEB Denk-

malpflege L.         sei nämlich im Wesentlichen in L.        im Rahmen der Verwirklichung 

des städtischen Wohnungsbauprogramms mit Neubau, Rekonstruktion, Modernisierung 

und Erhaltung der Bausubstanz beschäftigt gewesen. Er sei bei vielen Bauvorhaben der 

Stadt L.           Hauptauftragnehmer gewesen und habe seine Planungs- und Ausfüh-

rungsaufträge vom Rat der Stadt L.          , Ratsbereich Kultur, und vom Hauptauftragge-

ber Wohnungs- und Gesellschaftsbau sowie von Investitionsauftraggebern aller Bereiche 

der Volkswirtschaft erhalten.  

 

Die Klägerin beantragt,  

das Urteil des Sächsischen LSG vom 3. September 2003, das Urteil des SG Leip-

zig vom 2. Oktober 2002 und die Ablehnungsentscheidung der Beklagten im Be-

scheid vom 30. Oktober 2000 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 

7. Februar 2001 aufzuheben und diese zu verpflichten, die Zeiten der Beschäfti-

gung der Klägerin vom 1. Januar 1981 bis zum 30. Juni 1990 als Zugehörigkeits-

zeiten zur AVItech sowie die daraus erzielten Arbeitsverdienste festzustellen.  

 

Die Beklagte beantragt,  

die Revision zurückzuweisen.  

 

Sie hält das angefochtene Urteil für zutreffend. Zwar seien Betriebe, die weder einem In-

dustrieministerium noch dem Ministerium für Bauwesen als staatlichem Leitungsorgan 

unterstellt waren, nicht von vornherein vom betrieblichen Geltungsbereich der AVItech 

ausgeschlossen. Im Ergebnis habe aber das LSG zutreffend festgestellt, dass der Haupt-

zweck des VEB Denkmalpflege L.        keine industrielle Bauproduktion war und diese 

ihm nicht das Gepräge gab, sondern dass dieser VEB für Restaurierungs- und Erhal-

tungsmaßnahmen geschaffen wurde.  
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Nachdem sich in der mündlichen Verhandlung vor dem BSG herausgestellt hatte, dass 

die Klägerin von 1971 bis 1974 in die AVSt einbezogen gewesen war, ferner, dass die 

Beklagte dies bereits einmal durch einen Bescheid vom 16. Mai 1994 festgestellt, jedoch 

diesen und alle Unterlagen hierüber inzwischen vernichtet und ferner dem BSG - wie 

schon den Vorinstanzen - nicht die gesamten Verwaltungsvorgänge des Versorgungsträ-

gers über die Klägerin, sondern nur eine von ihr getroffene Auswahl an Unterlagen zur 

Verfügung gestellt hatte, haben die Beteiligten auf Anregung des BSG durch angenom-

menes Anerkenntnis geregelt, dass der Klägerin zum 1. August 1991 eine fiktive Versor-

gungsberechtigung nach § 1 Abs 1 Satz 2 AAÜG zusteht.  

 

 

II 

 

Die zulässige Revision der Klägerin ist iS der Aufhebung des angefochtenen Urteils des 

LSG und der Zurückverweisung des Rechtsstreits an das Berufungsgericht begründet 

(§ 170 Abs 2 Satz 2 SGG). Denn das BSG kann auf Grund der vom LSG getroffenen 

Feststellungen nicht abschließend entscheiden, ob die Klägerin nach den §§ 8, 5 AAÜG 

vom beklagten Träger beanspruchen kann, wegen ihrer Beschäftigung beim VEB Denk-

malpflege L.         auch die Zeiten vom 1. Januar 1981 bis zum 30. Juni 1990 als "Zuge-

hörigkeitszeiten" iS von § 5 Abs 1 AAÜG und die aus dieser Beschäftigung erzielten Ar-

beitsverdienste festzustellen.  

 

1. Das AAÜG ist nach § 1 Abs 1 Satz 2 aaO auf die Klägerin anwendbar, weil die Betei-

ligten durch den prozessrechtlichen (§ 101 Abs 2 SGG) und verwaltungsrechtlichen Ver-

trag (§§ 53 Abs 1, 56, 58 SGB X) des angenommenen Anerkenntnisses (aA Meyer-

Ladewig, SGG, Kommentar, 7. Aufl 2002, § 101 RdNr 22, ohne Angabe von Gründen), 

der durch zwei aufeinander bezogene und inhaltlich übereinstimmende prozess- und 

materiell-rechtliche Erklärungen abgeschlossen wurde, verfügend geregelt haben, die 

Klägerin sei zum 1. August 1991 iS von § 1 Abs 1 Satz 2 AAÜG fiktiv versorgungsbe-

rechtigt gewesen. Das BSG ist an diese formwirksam geschlossene vertragliche Rege-

lung, die Doppelnatur hat, gebunden. Prozessrechtlich ist dadurch der Streit um den 

Anspruch auf die Feststellung einer fiktiven Versorgungsberechtigung und der daraus 

folgenden Einbeziehung in den persönlichen Geltungsbereich des AAÜG nach § 1 Abs 1 

Satz 2 aaO, der ein eigenständiger und für das Begehren auf Feststellung von Daten 

nach den §§ 5 bis 8 AAÜG vorgreiflicher Anspruch ist, in der Hauptsache erledigt (§ 101 

Abs 1 SGG). Materiell-rechtlich steht fest, eine fiktive Versorgungsberechtigung der Klä-

gerin besteht, so dass nach § 1 Abs 1 Satz 2 AAÜG die §§ 5 bis 8 AAÜG auf die Klägerin 

anwendbar sind.  
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Dies konnte das LSG noch nicht berücksichtigen, weil ihm die Tatsachen über die Vor-

gänge von 1971 bis 1974 und über das erste Verwaltungsverfahren der Beklagten hierzu 

nicht bekannt waren. 

 

2. Das BSG hat auf der Anspruchsgrundlage der §§ 8 Abs 1 bis 4, 5 Abs 1 AAÜG nur zu 

prüfen, ob für den streitigen Zeitraum "Zugehörigkeitszeiten" und Arbeitsentgelte festzu-

stellen sind. Die bei Feststellungsansprüchen aus § 8 Abs 1 bis 4 AAÜG stets vorab zu 

prüfende erste Stufe, die der Anwendbarkeit des gesamten AAÜG nach § 1 Abs 1 Satz 1 

oder nur der §§ 5 bis 8 AAÜG nach § 1 Abs 1 Satz 2 AAÜG, ist hier durch Vertrag gere-

gelt.  

 

a) Auf der zweiten Stufe der Prüfung eines Feststellungsbegehrens aus § 8 Abs 1 bis 4 

AAÜG kommt es nach Bundesrecht allein darauf an, ob die Klägerin im streitigen Zeit-

raum eine Beschäftigung in der DDR ausgeübt hatte, die ihrer Art nach vom abstrakt-

generell geregelten fachlichen Geltungsbereich einer (am 1. August 1991 als Bundes-

recht gültigen) Versorgungsordnung (in deren am 30. Juni 1990 maßgeblich gewesenen 

Fassung) erfasst ist; das gilt auch für sog Vorsystemzeiten, sog Anwartschaftszeiten und 

Zeiten, für die in der DDR Beiträge erstattet wurden (§ 5 Abs 2, 2a, 3 AAÜG).  

 

Hingegen kommt es auf der zweiten Stufe nicht darauf an, ob und ggf wann der Betrof-

fene durch einen besonderen Akt (zB Erteilung einer Versorgungszusage, Aushändigung 

einer Urkunde, Einzelvertrag, Einzelentscheidung etc) in ein Versorgungssystem tatsäch-

lich einbezogen wurde; ebenso ist unerheblich, ob er in den fraglichen Zeiten von der 

DDR als zugehörig oder nicht zugehörig behandelt oder sogar eigens ausgeschlossen 

wurde; dies alles hat Bedeutung nur auf der ersten Stufe, also für die Frage, ob zum 

1. August 1991 eine "wirkliche" (§ 1 Abs 1 Satz 1 AAÜG) oder eine "fiktive" (§ 1 Abs 1 

Satz 2 AAÜG auch in verfassungskonformer Auslegung) Versorgungsberechtigung be-

standen hat.  

 

Auf der dritten Stufe, also bei der "Subsumtion" der Tatsachen, die im streitigen Zeitraum 

in der DDR eingetreten bzw verwirklicht worden waren, stehen Versorgungsträger und 

Sozialgerichtsbarkeit vor einer besonderen Aufgabe, die im Wesentlichen nur mit der 

Subsumtion von "ausländischen" Tatsachen unter (nach Bundesrecht selbst als bloße 

Tatsache zu verstehendes) "ausländisches Recht" näherungsweise vergleichbar ist. Zwar 

ist der abstrakt-generelle fachliche Geltungsbereich des am 1. August 1991 gültigen Ver-

sorgungsrechts (partielles) Bundesrecht; dessen Inhalte beziehen sich aber nur rück-

schauend auf Gegebenheiten der DDR und verlangen die Zuordnung von Tatsachen, die 

sich damals ergeben haben. Deren sozialer Sinn und Bedeutung für den fachlichen Gel-

tungsbereich der Versorgungsordnungen lässt sich annähernd zutreffend nur erschlie-

ßen, wenn der damalige Kontext mitberücksichtigt wird. Zu diesem gehören aber auch 

die Versorgungsordnungen. Als faktischer Bestandteil der damaligen "Normalität" indizie-
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ren sie, wenn es bei der Beweiswürdigung um Tatsachen, faktische Abläufe, übliche Ver-

haltensweisen etc geht, eine entsprechend ihren Regeln gleichartige Verwaltungs- und 

Lebenspraxis. Insoweit können sie als "generelle Anknüpfungstatsachen" zur Tatsa-

chenfeststellung beitragen.  

 

b) Auch im vorliegenden Fall kommt es auf der zweiten Stufe, auf der die jeweiligen ver-

sorgungsrechtlichen Vorgaben des Bundesrechts zu prüfen sind (siehe oben), allein dar-

auf an, ob die von der Klägerin im umstrittenen Zeitraum verrichtete Beschäftigung vom 

abstrakt-generellen fachlichen Geltungsbereich einer (am 1. August 1991 als Bundes-

recht gültigen) Versorgungsordnung (in ihrer am 30. Juni 1990 maßgeblichen Fassung) 

erfasst war. 

 

Da die Klägerin in dieser Zeit als Projektingenieurin beim VEB Denkmalpflege L.         

beschäftigt war und Hinweise auf eine zweite oder verborgene weitere Beschäftigung 

nicht vorliegen, kann die ausgeübte Beschäftigung nur vom abstrakt-generellen fachli-

chen Geltungsbereich der AVItech erfasst sein. Unerheblich ist, dass sich die Anwend-

barkeit des AAÜG auf der ersten Stufe nach dem og Vertrag inhaltlich aus der früheren 

Zugehörigkeit der Klägerin zur AVSt ergeben hat; denn für die Zuordnung der Beschäfti-

gung zu einem Versorgungssystem kommt es nicht darauf an, weshalb der Betroffene 

auf der ersten Stufe unter den persönlichen Anwendungsbereich des AAÜG fiel.  

 

Nach den §§ 1, 5 der Verordnung über die AVItech vom 17. August 1950 (GBl S 844) 

iVm § 1 Abs 1 Satz 1 und Abs 2 der 2. Durchführungsbestimmung (2. DB) zur AVItech 

vom 24. Mai 1951 (GBl Nr 62 S 487) erstreckt sich der abstrakt-generelle fachliche Gel-

tungsbereich der AVItech bei weitem nicht auf jede berufliche Tätigkeit im Bereich der 

Technik und angewandten Wissenschaften, sondern nur auf Beschäftigungen, 

- die nach ihrem qualitativen Anforderungsprofil von Arbeitnehmern verrichtet werden 

mussten, die damals berechtigt waren, die Berufsbezeichnungen "Ingenieur", "Kon-

strukteur", "Architekt", "Techniker" oder "Werksdirektor" zu führen oder die Lehrer 

technischer Fächer an Fach- oder Hochschulen waren,  

und die 

- für einen Arbeitgeber ausgeführt wurden, der ein volkseigener Produktionsbetrieb der 

Industrie oder des Bauwesens oder einem solchen gerade durch § 1 Abs 2 der 2. DB 

gleichgestellt worden war.  

 

c) Zwar war die Klägerin Ingenieurin und mit qualitativ entsprechenden Aufgaben betraut. 

Es kann aber nach den Ausführungen des LSG die Frage noch nicht beantwortet werden, 

welche Aufgaben gerade dem VEB Denkmalpflege L.           von Januar 1981 bis Juni 

1990 jeweils das Gepräge gegeben haben, welchen Hauptzweck er im jeweiligen Kalen-

derjahr tatsächlich verfolgte.  

 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 8 - 
 

 
- 9 - 

aa) Hierzu hat das LSG lediglich mitgeteilt, dass dieser VEB "nach dem Vortrag der Klä-

gerin" in erheblichem Umfang wie ein volkseigener Produktionsbetrieb im modernen 

Bauwesen der DDR eingesetzt worden sei. Zutreffend hat das LSG zwar erkannt, dass 

der Arbeitgeber der Klägerin durch § 1 Abs 2 der 2. DB einem VEB-Produktionsbetrieb 

nicht gleichgestellt ist. Es ist dem Urteil aber nicht zu entnehmen, ob das LSG den Vor-

trag der Klägerin für in der Sache zutreffend erachtet hat. Insoweit liegen bezüglich des 

Vortrags der Klägerin widersprüchliche Tatsachenfeststellungen des LSG vor; denn zum 

einen hat es den Vortrag der Klägerin mit dem Inhalt festgestellt, es habe sich um einen 

ganz normalen volkseigenen Baubetrieb gehandelt, dem die Bauproduktion das Gepräge 

gegeben habe, zum anderen hat es sich auf die Tatsache gestützt, die Klägerin habe gar 

keine vorwiegende Befassung des VEB mit Aufgaben des Bauwesens vorgetragen. Das 

Urteil des LSG reicht also schon deshalb nicht aus zu erkennen, welchen von den sich 

widersprechenden Inhalten es als Vortrag der Klägerin festgestellt und ob es sich über-

haupt einen von ihnen "beweiswürdigend" mit dem Überzeugungsgrad des Vollbeweises 

zu Eigen gemacht hat. Bei der hier noch streitigen Prüfung der Beschäftigungszeiten von 

1981 bis Juni 1990 fehlen ferner Feststellungen dazu, ob und ggf wann eine "Gepräge-

änderung" stattgefunden hat oder ob die Umstrukturierung 1981 gegenüber dem Aufga-

benkreis des VE Kombinat für Baureparaturen und Rekonstruktion die Aufgabenstellung 

nicht wesentlich verändert hat. Ferner kommt es bei § 5 AAÜG, anders als bei § 1 Abs 1 

Satz 2 AAÜG, auf die Verhältnisse im jeweiligen Kalenderjahr an.  

 

bb) Das LSG wird nunmehr vor allem zu prüfen haben, welchen Hauptzweck der VEB 

Denkmalpflege L.        von 1981 bis Juni 1990 tatsächlich verfolgt hat. Hierfür können die 

von der Klägerin angesprochenen Beweismittel zu den wirklich in L.        erfüllten Aufga-

ben, die Statuten des VEB Denkmalpflege L.       und besonders seine Geschäftsunter-

lagen, aber auch Zeitzeugen, ausschlaggebend werden. Insbesondere ist zu prüfen, ob 

dieser VEB ein produzierender Betrieb war und was mit welchem Anteil am Betriebsauf-

wand und am Betriebsergebnis tatsächlich produziert wurde. Es bedarf einer durch noch 

festzustellende Hilfstatsachen gestützten Würdigung, ob die denkmalpflegerischen Auf-

gaben oder aber die Aufgaben des modernen Bauwesens der DDR überwogen haben.  

 

Sollte sich dies für das LSG anhand der Hilfstatsachen weder in dem einen noch in dem 

anderen Sinne mit dem Beweisgrad des Vollbeweises klären lassen, könnte es für die 

Beweiswürdigung auf die Frage der Zuordnung zum Wirtschaftsbereich ankommen. 

Insoweit wird das LSG ggf neu zu prüfen haben, ob der Arbeitgeber der Klägerin wirklich 

der "Produktionsleitung Denkmalpflege" (sowie der fachwissenschaftlichen Anleitung 

durch das Institut für Denkmalpflege) unterstellt war und woraus sich dies konkret ergibt.  

 

Hingegen ist die Unterstellung eines VEB unter ein anderes als ein Ministerium der In-

dustrie bzw des Bauwesens aus sich heraus allein nicht ausreichend, einen Produktions-

betrieb der Industrie oder des Bauwesens abzulehnen. Die Unterstellungsverhältnisse 
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können über eine bloß indizielle Wirkung hinaus eine ausschlaggebende Bedeutung bei 

der Beweiswürdigung nur erlangen, wenn alle erreichbaren Beweismittel zu den wirkli-

chen Aufgaben des VEB erschöpft sind und wenn ferner die Unterstellung unter einen 

anderen Wirtschaftsbereich ausnahmsweise aus besonderen Gründen sogar dann sach-

lich gerechtfertigt gewesen sein könnte, wenn in Wirklichkeit die industrielle oder Baupro-

duktion dem VEB das Gepräge gaben. Dies wäre jedenfalls bei einem VEB mit zu würdi-

gen, der in erheblichem Umfang, wenn auch nicht prägend, denkmalpflegerische Aufga-

ben im engeren Sinn verrichtet hat.  

 

In jedem Falle wird aber das LSG vorab - unter Ausschöpfung der ihm zugänglichen 

Beweismittel - die konkreten Hilfstatsachen feststellen müssen, die überhaupt erst die 

beweiswürdigende Erkenntnis der Haupttatsache des tatsächlichen Gepräges der Aufga-

benerfüllung des VEB Denkmalpflege L.        in den jeweiligen Kalenderjahren ermögli-

chen.  

 

Das LSG wird auch über die Kosten des Revisionsverfahrens zu befinden haben.  
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